
ten. Aber dies war eben nicht mehr möglich, weil sich Ende Au­
gust/Anfang September eine völlig neue politische Situation er­
gab und wir nicht mehr damit rechnen konnten, in der Volks­
kammer mit einem solchen Gesetz durchzukommen. Die abge­
sprochenen Änderungen können Sie jederzeit einsehen. Es han­
delt sich dabei im wesentlichen um Reduktionen des Textes. Das 
heißt, eine Reihe von Regelungen, über die in der Abstimmungs­
runde kein Konsens gefunden wurde, mußte dann also entfallen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Minister, wollen Sie noch weitere Fragen beantworten?

(Prof. Dr. Meyer: Wenn die Volkskammer das wünscht, ant­
worte ich natürlich gern.)

Aber ich erinnere daran, wir sind in der Aktuellen Stunde und 
nicht in der Fragestunde. Herr Eimer noch einmal und dann da 
hinten noch einmal. Aber bitte kurze Fragen und kurze Antwor­
ten.

Dr. Eimer (SPD):

Herr Minister, hätten Sie uns nicht wenigstens gestern im 
Ausschuß, wo wir wirklich nicht mehr viel zu tun hatten, diese 
Änderungen herüberreichen können?

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Das ist richtig. Das hätte ich machen können. Diese Kritik ak­
zeptiere ich.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Noch eine letzte Frage. Mikrofon fünf.

Frau Schneider (PDS):

Herr Minister, ich habe noch eine Frage zu den Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst, Anlage 1, Kapitel XIX. Ihre Aussage war 
nicht eindeutig. Gilt das, was dort festgeschrieben ist, auch für 
die Pädagogen?

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Es gilt für die Pädagogen, wie wir wiederholt betont haben, 
daß selbstverständlich der normale Arbeitsbetrieb der Bildungs­
einrichtungen und damit aller Angehörigen der Bildungsein­
richtungen nach dem 3. Oktober weitergeht und künftige Lan­
desregierungen natürlich eine volle Gestaltungsmöglichkeit in 
bezug auf das Bildungswesen haben. Aber alle Behauptungen, 
die immer wieder in die Welt gesetzt werden, daß sozusagen ab
3. Oktober die Arbeitsverhältnisse für die Angehörigen des Bil­
dungswesens aufgehoben sind oder daß sie in einem Ruhezu­
stand sind, sind unzutreffend.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Minister. Ich rufe jetzt auf von der Fraktion 
Bündnis 90/Grüne den Abgeordneten Pietsch.

Pietsch für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Der Antrag der SPD-Fraktion für diese Aktuelle Stunde ist 
schon - ich glaube - vier Wochen alt, und die Schärfe der Debatte 
zeigt, daß sich die Probleme, die angesprochen werden, aufge­
häuft haben und es längst überfällig ist, daß wenn sie ausge­
sprochen werden.
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Ich kann nach Ihrer Rede, Herr Minister, meine Entäuschung 
nicht verbergen. Ich hatte im Bildungsausschuß immer ein gu­
tes Gefühl, daß wir gut Zusammenarbeiten können und daß wir 
auch zum Ministerium einen Draht gefunden haben, insbeson­
dere mit einigen Mitarbeitern hervorragend zusammengearbei­
tet und harmoniert haben. Ich kann mir auch selbst und meiner 
Fraktion bestätigen, daß wir die Gesetze, Beschlüsse und Ver­
ordnungen des Ministerrates und des Bildungsministers an der 
Basis zum Tragen gebracht haben.

Aber Ihre Aussagen heute hier kann ich so nicht einfach hin­
nehmen. Ich kann auch nicht verstehen, daß die Abgeordneten 
das so einfach hinnehmen können. Für mich ist das ein ungeheu­
erlicher Vorgang, der hier geschehen ist. Abgesehen von dem 
Streit über Verordnungen und Gesetze, abgesehen davon, ob 
man sich streiten kann, ob Verordnungen möglich sind, wenn 
keine gesetzliche Grundlage vorhanden ist, so ist es eine Unmög­
lichkeit, daß in einem Vertragswerk Verordnungen aufgenom­
men werden, die allein durch die Aufnahme in dieses Verfas­
sungsgesetzwerk eine Gesetzeskraft erhalten und daß diese Ver­
ordnungen keinem Abgeordneten dieses Hauses und auch nicht 
des Bundestages zur Kenntnis gekommen sind,

(Beifall bei der PDS und 
bei Bündnis 90/Grüne)

daß wir einfach auf Treu und Glauben irgend etwas verabschie­
den. Hier wurde viel gesprochen von Vertrauen, von Sicherheit 
usw. Wie soll denn in diesem Land Vertrauen und Sicherheit zu­
stande kommen und wachsen, wenn ein Gerücht das andere jagt '—' 
und wenn ein Mißverständnis das andere ersetzt, ergänzt. Es 
gibt eine Unmenge Informationen seit heute morgen aus Rich­
tung Bundesrepublik zu eben diesen Veränderungen, zu dieser 
Hochschulrahmenverordnung. Sie haben nichts gesagt hier 
über einschneidende Veränderungen. Ich hätte es gern gewußt.
Sie haben nur gesagt: Das kann es geben. Man hätte es gestern 
mindestens an den Bildungsausschuß ausliefern müssen, damit 
wir heute wissen, worüber wir beraten und abstimmen.

(Zuruf von CDU/DA: Das ist doch eben gesagt worden.)

Ja, das muß ich aber noch einmal so sagen.

Zum Beispiel auch Ihre Antwort auf die Möglichkeit, ob in den 
Volkshochschulen noch eine Abiturausbildung stattfinden kann, 
war mir nicht klar genug. Ich habe gehört - wie gesagt, gehört, 
Gerüchte -, daß eben eine Abiturausbildung an Volkshochschu­
len nicht mehr möglich ist.

(Zuruf von CDU/DA: Man sollte eben keine Politik mit Gerüch­
ten machen.)

Wer machte denn die Gerüchte? '—'

(Zuruf von CDU/DA: Die Frage ist gut. Ich denke, das ist ein 
Beitrag.)

Wenn das so bestätigt werden sollte, dann bitte ich Sie, beden­
ken Sie: Welche Jugendlichen wollen an den Volkshochschulen 
das Abitur nachholen? Das sind die, die in der Vergangenheit 
keinen Zugang zur EOS hatten. Das abzubiegen, wäre skandalös 
für mich.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Ich möchte noch einen weiteren Problemkreis ansprechen. Es 
wurden hier mehrere Aussagen zum Problemkreis Lehrer ge­
macht, und ich fürchte, daß wir auch im Wahlkampf dazu viel 
Pauschalaussagen finden. Zum Beispiel wurde vorhin gesagt, 
daß nicht nur Direktoren, sondern auch Staatsbürgerkunde- 
Lehrer Stalinisten waren. Das kann ich so nicht tragen. Ich kann 
nicht jeden Direktor, der in unserem Bildungswesen tätig war, 
als Stalinisten bezeichnen und auch nicht jeden Staatsbürger­
kunde-Lehrer. Das sage ich als Lehrer.

(Beifall bei der PDS)


